
Bekanntmachung der Gemeinde Schwalmtal 
 
Haushaltssatzung der Gemeinde Schwalmtal für das Haushaltsjahr 2024 und 
Bekanntmachung der Haushaltssatzung 
 
 
1. Haushaltssatzung 
 
Aufgrund der §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV.NRW S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 13. April 2022 (GV. NRW. S. 490) hat der Rat der Gemeinde Schwalmtal am 
27.02.2024 folgende Haushaltssatzung erlassen:  

 
§ 1 

 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2024, der die für die Erfüllung der Aufgaben der 
Gemeinde voraussichtlich erzielbaren Erträge und entstehenden Aufwendungen sowie 
eingehenden Einzahlungen und zu leistenden Auszahlungen und notwendigen 
Verpflichtungsermächtigungen enthält, wird   

 

im Ergebnisplan mit dem 
         
Gesamtbetrag der Erträge auf     53.936.073 € 
Gesamtbetrag der Aufwendungen auf     58.789.803 € 
abzgl. globaler Minderaufwand          585.768 € 
somit auf        58.204.035 € 

 
im Finanzplan mit dem 
 
Gesamtbetrag der Einzahlungen 
aus der laufenden Verwaltungstätigkeit auf     50.476.764 € 
 
Gesamtbetrag der Auszahlungen 
aus der laufenden Verwaltungstätigkeit auf     55.063.436 € 
 
Gesamtbetrag der Einzahlungen 
aus der Investitionstätigkeit auf      4.693.906 € 
 
Gesamtbetrag der Auszahlungen  
aus der Investitionstätigkeit auf      9.427.095 € 
 
Gesamtbetrag der Einzahlungen 
aus der Finanzierungstätigkeit auf      5.500.000 € 
 
Gesamtbetrag der Auszahlungen  
aus der Finanzierungstätigkeit auf      1.001.100 € 

 
festgesetzt.  
 
Der vorgenannte globale Minderaufwand im Ergebnisplan gemäß § 75 Abs. 2 Satz 4 GO NRW 
wird in den folgenden Teilplänen abgebildet:  
 
 12.01.01 Verkehrsflächen    226.860 €  
 06.01.01 Kindertageseinrichtungen  116.763 € 
 05.01.02 Flüchtlingshilfen     90.843 € 



 03.01.06 Gymnasium    33.757 € 
 03.02.02 Zentrale Leistungen für Schulen  31.411 € 
 03.01.05 Realschule     29.055 € 
 01.04.01 Zentrale Einrichtungen   28.683 € 
 01.06.01 Finanzmanagement  28.396 € = 585.768 €  
 
 
 

§ 2 
 
Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme für Investitionen 
erforderlich ist, wird auf       4.500.000 € 
festgesetzt. 

§ 3 
 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen, der zur Leistung von 
Investitionsauszahlungen in künftigen Jahren erforderlich ist, wird auf  
         1.312.000 €  
festgesetzt.  

 

§ 4 
 
Eine Inanspruchnahme der Ausgleichsrücklage aufgrund des voraussichtlichen 
Jahresergebnisses im Ergebnisplan wird auf               4.267.962 € 
Festgesetzt.      
 
 

§ 5 
 
Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssicherung in Anspruch genommen werden 
dürfen, wird auf        8.000.000 € 
festgesetzt.  
 

§ 6 
 
Die Steuersätze für die Gemeindesteuern werden für das Haushaltsjahr 2024 wie folgt 
festgesetzt: 
 

1. Grundsteuer 
1.1 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe  
   (Grundsteuer A) auf     260 v.H.  
1.2 für die Grundstücke  
   (Grundsteuer B) auf     480 v.H. 
2. Gewerbesteuer auf     420 v.H. 

 
 

§ 7 

Stellenplan 

Die im Stellenplan mit einem ku-Vermerk versehenen Stellen sind bei Freiwerden in Stellen des 
angegebenen Wertes umzuwandeln; die mit einem kw-Vermerk versehenen Stellen fallen bei 
Eintritt der Voraussetzungen weg. 
Vorübergehend dürfen Beamtenstellen  mit vergleichbaren Arbeitnehmern bzw. 



Arbeitnehmerstellen mit vergleichbaren Beamten besetzt werden. Eine Bereinigung muss im 
nächsten Haushaltsjahr erfolgen. 

 

§ 8 
 

Flexible Haushaltsbewirtschaftung 

 

(1) Ermächtigungen für Aufwendungen und Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 
bilden zunächst innerhalb der Produkte ein Budget, mit Ausnahme der Kontenklassen 
50/51, 70/71, 57 und 58. Darüber hinaus bilden die den jeweiligen 
Verantwortungsbereichen entsprechend dem Produktverteilungsplan zugeordneten 
Produkte ein übergeordnetes Budget. Diese Regelung gilt analog für Auszahlungen aus 
Investitionstätigkeit.  

 
(2) Die Kontengruppen: 
   50/51 und 70/71 (Personal- und Versorgungsaufwendungen sowie  
         Personal- und Versorgungsauszahlungen) 
         57      (Bilanzielle Abschreibungen) 
         58      (Aufwendungen aus internen Leistungsbeziehungen) 
  bilden über den gesamten Ergebnis- und Finanzplan jeweils ein Budget.  

(3) Zweckgebundene Mehrerträge und Mehreinzahlungen stehen für Mehraufwendungen und 
Mehrauszahlungen zur Verfügung.  

 
(4) Innerhalb der Budgets ist die Summe der Aufwendungen für die Haushaltsführung 

verbindlich. Die Bewirtschaftung der Budgets darf nicht zu einer Minderung des Saldos aus 
laufender Verwaltungstätigkeit führen.  

 
 

§ 9 

Wertgrenzen 

Nachtragssatzung 

 

(1) Als „erheblich“ im Sinne des § 81 Abs. 2 Nr. 1a) GO NRW gilt ein Jahresfehlbetrag in Höhe 
von mindestens 3 % des Gesamtbetrages aller Aufwendungen. 
 

(2) Ein erheblich höherer Jahresfehlbetrag gemäß § 81 Abs. 2 Nr. 1b) GO NRW liegt bei einer 
Abweichung ab 1.000.000 € zum geplanten Ergebnis vor.  
 

(3) Bisher nicht veranschlagte oder zusätzliche Aufwendungen oder Auszahlungen bei 
einzelnen Haushaltspositionen gelten als erhebliche Mehraufwendungen bzw. 
Mehrauszahlungen im Sinne von § 81 Abs. 2 Nr. 2 GO NRW, wenn sie die Höhe von 1,0 % 
der Gesamtaufwendungen bzw. Gesamtauszahlungen übersteigen.  
 

(4) Aufwendungen und Auszahlungen für Investitionen und Instandsetzungen an Bauten 
gemäß § 81 Abs. 3 Nr. 1 GO NRW, die unabweisbar sind, gelten bis zu einer Höhe von 
400.000 € als geringfügig. 
 

(5) Die Erheblichkeitsgrenze für die Aufnahme von Änderungen bei Ertrags- und 
Aufwandspositionen bzw. Ein- und Auszahlungspositionen in den Nachtrag gemäß § 10 
Abs. 1 Kommunalhaushaltsverordnung NRW (KomHVO NRW) wird auf 30.000 € je Position 



festgelegt.  
 

Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen 

(6) Die Erheblichkeitsgrenze für die Entscheidung der/s Kämmerin/ Kämmerers über die 
Leistung von über- und außerplanmäßigen Aufwendungen bzw. Auszahlungen gemäß § 83 
Abs. 2 GO NRW, wird im Ergebnisplan und bei Auszahlungen aus laufender 
Verwaltungstätigkeit auf 25.000 € und bei Auszahlungen aus der Investitionstätigkeit auf 
50.000 € je Aufwands- bzw. Auszahlungsposition festgelegt.  

 

Verpflichtungsermächtigungen 

(7) Die Wertgrenze für die Entscheidung der/s Kämmerin/ Kämmerers über die 
Inanspruchnahme von über- und außerplanmäßigen Verpflichtungsermächtigungen gemäß 
§ 85 Abs. 1 in Verbindung mit § 83 Abs. 1 GO NRW wird auf 200.000 € je Maßnahme 
festgelegt.  
 

 
 

 
2. Bekanntmachung der Haushaltssatzung 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung mit ihren Anlagen für das Haushaltsjahr 2024 wird hiermit 
öffentlich bekannt gemacht.  
 
Die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen ist gemäß § 80 Abs. 5 GO NRW dem Landrat als untere 
staatliche Verwaltungsbehörde in Viersen mit Schreiben vom 28.02.2024 angezeigt worden.  
 
Die Haushaltssatzung mit Haushaltsplan und seinen Anlagen werden ab sofort bis zum Ende der 
Auslegung des Jahresabschlusses für das Haushaltsjahr 2024 gem. § 80 Abs. 6 GO NW zur 
Einsichtnahme im Rathaus Waldniel, Zimmer 310, während der Dienststunden verfügbar 
gehalten.  
 
Hinweis:  
Gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen wird darauf 
hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen beim Zustandekommen dieser Satzung 
nach Ablauf von sechs Monaten seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht 
werden kann, es sei denn 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei 

die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel 

ergibt. 

 
Schwalmtal, den 19.03.2024 
Der Bürgermeister 
 
gez. Andreas Gisbertz 


